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Antwort  
der Landesregierung  

auf die Kleine Anfrage Nr. 871  

des Abgeordneten Franz Josef Wiese (AfD-Fraktion) 
Drucksache 7/2239   

Nachfragen auf die Antwort der Kleinen Anfrage Nr. 692 der Landesregierung (Druck-

sache 7/2018) zu „Flächenmarketing der FBB GmbH“  

Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin der Finanzen und für Europa die 

Kleine Anfrage wie folgt: 

Frage 1: Wie definiert die Landesregierung „Staatswohlbelange“? 
 
zu Frage 1: Die Berufung auf Staatswohlbelange in den Antworten zu den Fragen 5 und 7 
der Kleinen Anfrage stützt sich darauf, dass sich nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (Urteil vom 7. November 2017 - 2 BvE 2/11 -) Grenzen des parlamentari-
schen Informations- und Fragerechts durch das Wohl des Bundes oder eines Landes 
(Staatswohl) ergeben können. Die Offenlegung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
eines in öffentlicher Hand befindlichen Unternehmens kann Auswirkungen auf den Wert der 
gehaltenen Anteile oder auf das Geschäftsergebnis haben. Als fiskalisches Interesse des 
Staates können damit Staatswohlbelange berührt sein. 
 
Frage 2: Welche Informationen neben ausgewählten Informationen über den BER gehören 
noch zu den „Staatswohlbelangen“? 
 
Frage 3: Wer hat festgelegt, was „Staatswohlbelange“ sind? 
 
Frage 4: Wer entscheidet, welche Informationen zu welchem Thema unter „Staatswohlbe-
lange“ fallen? 
 
Frage 5: Wann wurden die „Staatswohlbelange“ festgelegt? 
 
zu den Fragen 2 bis 5: Die Betroffenheit von Staatswohlbelangen unterliegt der Beurteilung 
im Einzelfall; dies gilt auch für Informationen über den Flughafen Berlin Brandenburg (BER). 
Eine Festlegung gibt es insoweit nicht. Die Landesregierung verweist auf ihre an dem hohen 
verfassungsrechtlichen Rang parlamentarischer Frage- und Informationsrechte ausgerich-
tete umfängliche Informationspraxis in Bezug auf das BER-Projekt. Die Landesregierung 
sieht sich verpflichtet, im Rahmen der Beantwortung Kleiner Anfragen zu prüfen, ob und 
inwieweit die Veröffentlichung der Antwort als Landtagsdrucksache Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) betrifft und negative 
Folgen für den Wert des Geschäftsanteils des Landes oder das Geschäftsergebnis der FBB 
hätte.  
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Wenn danach im Einzelfall eine Veröffentlichung nicht möglich erscheint, lässt dies die Nut-
zung anderer parlamentarischer Informationsrechte - etwa des Auskunfts- und Einsichts-
rechts gem. Art. 56 Abs. 3 LV - unberührt. 
 
Frage 6: Sind „Staatswohlbelange“ für die breite Bevölkerung und den Wähler gleichzuset-
zen mit der „Immunität von Abgeordneten“? 
 
zu Frage 6: Nein. 
 
Frage 7: Welche Geheimnisträger des Staates (politische Beamte, sonstige Beamte, Ge-
heimdienste etc.) haben Zugriff auf Informationen zu den „Staatswohlbelangen“? 
 
zu Frage 7: Der Umgang mit Informationen betreffend Staatswohlbelange richtet sich im 
Geschäftsbereich der Landesregierung nach den allgemeinen rechtsstaatlichen Regeln des 
dienstlichen Verkehrs. Eine besondere Zugangsordnung - wie in der Fragestellung ange-
deutet - besteht insoweit nicht. 
 
Frage 8: Wie hoch wird derzeit der Landesanteil, der Berliner Anteil und der Bundesanteil 
an der FBB GmbH monetär bewertet? 
 
zu Frage 8: In der Nachweisung der Anteile des Landes am Eigenkapital landesbeteiligter 
Unternehmen zum 31.12.2018 - Anlage 6 C zu der Haushaltsrechnung 2018 -  ist der Wert 
des Anteils des Landes Brandenburg am Eigenkapital der FBB mit 442.304.420,97 ausge-
wiesen. Die Bewertung der Anteile der Mitgesellschafter liegt nicht in der Zuständigkeit der 
Landesregierung.  
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Namens der Landesregierung beantwortet die Ministerin der Finanzen und für Europa die Kleine Anfrage wie folgt:

[bookmark: Beginn_Text]Frage 1: Wie definiert die Landesregierung „Staatswohlbelange“?



zu Frage 1: Die Berufung auf Staatswohlbelange in den Antworten zu den Fragen 5 und 7 der Kleinen Anfrage stützt sich darauf, dass sich nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 7. November 2017 - 2 BvE 2/11 -) Grenzen des parlamentarischen Informations- und Fragerechts durch das Wohl des Bundes oder eines Landes (Staatswohl) ergeben können. Die Offenlegung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen eines in öffentlicher Hand befindlichen Unternehmens kann Auswirkungen auf den Wert der gehaltenen Anteile oder auf das Geschäftsergebnis haben. Als fiskalisches Interesse des Staates können damit Staatswohlbelange berührt sein.



Frage 2: Welche Informationen neben ausgewählten Informationen über den BER gehören noch zu den „Staatswohlbelangen“?



Frage 3: Wer hat festgelegt, was „Staatswohlbelange“ sind?



Frage 4: Wer entscheidet, welche Informationen zu welchem Thema unter „Staatswohlbelange“ fallen?



Frage 5: Wann wurden die „Staatswohlbelange“ festgelegt?



zu den Fragen 2 bis 5: Die Betroffenheit von Staatswohlbelangen unterliegt der Beurteilung im Einzelfall; dies gilt auch für Informationen über den Flughafen Berlin Brandenburg (BER). Eine Festlegung gibt es insoweit nicht. Die Landesregierung verweist auf ihre an dem hohen verfassungsrechtlichen Rang parlamentarischer Frage- und Informationsrechte ausgerichtete umfängliche Informationspraxis in Bezug auf das BER-Projekt. Die Landesregierung sieht sich verpflichtet, im Rahmen der Beantwortung Kleiner Anfragen zu prüfen, ob und inwieweit die Veröffentlichung der Antwort als Landtagsdrucksache Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB) betrifft und negative Folgen für den Wert des Geschäftsanteils des Landes oder das Geschäftsergebnis der FBB hätte. 

Wenn danach im Einzelfall eine Veröffentlichung nicht möglich erscheint, lässt dies die Nutzung anderer parlamentarischer Informationsrechte - etwa des Auskunfts- und Einsichtsrechts gem. Art. 56 Abs. 3 LV - unberührt.



Frage 6: Sind „Staatswohlbelange“ für die breite Bevölkerung und den Wähler gleichzusetzen mit der „Immunität von Abgeordneten“?



zu Frage 6: Nein.



Frage 7: Welche Geheimnisträger des Staates (politische Beamte, sonstige Beamte, Geheimdienste etc.) haben Zugriff auf Informationen zu den „Staatswohlbelangen“?



zu Frage 7: Der Umgang mit Informationen betreffend Staatswohlbelange richtet sich im Geschäftsbereich der Landesregierung nach den allgemeinen rechtsstaatlichen Regeln des dienstlichen Verkehrs. Eine besondere Zugangsordnung - wie in der Fragestellung angedeutet - besteht insoweit nicht.



Frage 8: Wie hoch wird derzeit der Landesanteil, der Berliner Anteil und der Bundesanteil an der FBB GmbH monetär bewertet?



zu Frage 8: In der Nachweisung der Anteile des Landes am Eigenkapital landesbeteiligter Unternehmen zum 31.12.2018 - Anlage 6 C zu der Haushaltsrechnung 2018 -  ist der Wert des Anteils des Landes Brandenburg am Eigenkapital der FBB mit 442.304.420,97 ausgewiesen. Die Bewertung der Anteile der Mitgesellschafter liegt nicht in der Zuständigkeit der Landesregierung. 
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